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Der NHS sorgt seit Langem für Negativ-
schlagzeilen. Keine Behandlungstermine, 
Wartelisten für Operationen, marode Kli-
niken, die Abwanderung von Ärzten und 
P� egekräften – diese Liste ließe sich fort-
führen. Die Unzufriedenheit in der Bevöl-
kerung schlägt vielfach schon in Ver-
zwei� ung um. Immer wieder tauchten
Berichte über abenteuerliche Do-it-your-
self-Behandlungen auf. Ein gutes Beispiel 
sind Zahnschmerzen. Nachdem auch bei 
den NHS-Zahnärzten Termine rar sind, 
wird schon mal mit der Beißzange ein 
Zahn im Wohnzimmer extrahiert, werden 
wacklige oder abgebrochene Zähne mit 
Kaugummi oder Sekundenkleber � xiert 
oder „saniert“. 

Waren im Jahr 2008 noch acht von zehn 
Bürgern davon überzeugt, dass der NHS 
für sie da ist, wenn sie medizinische Hilfe 
brauchen, sind es heute noch nur noch 
zwei Drittel. Etwa jeder fünfte Brite (18 
Prozent) ist der Ansicht, dass im Notfall 
keine wirkliche Unterstützung oder Hilfe 
vom NHS zu erwarten ist. Die Umfrage-
ergebnisse einer Studie des Policy Institute
am King‘s College London zusammen 
mit der King‘s Business School und Ipsos 
unmittelbar vor den britischen Unterhaus-

wahlen lassen aufhorchen. 2 251 Personen
im Alter von 16–75 Jahren wurden hier-
für und auch ganz allgemein zu ihren Er-
fahrungen mit dem Gesundheitswesen 
befragt. Für deutsche Patienten ist (noch) 
unvorstellbar, dass sich die Hälfte der Bri-
ten im vergangenen Jahr bei gesundheit-
lichen Problemen nicht an den Hausarzt 
gewandt hat. Zum einen gab es schlicht 
keine Termine. Zum anderen bestehen 
auch Zweifel an einer adäquaten medizi-
nischen Versorgung durch NHS-Ärzte. 
Als Alternative versucht man, sich selbst 
zu kurieren, sucht Rat oder Unterstützung 
im Internet, bei Apotheken oder Freun-
den und Familie. Allerdings kam es durch 
diese Herangehensweise zu Krankenhaus-
aufenthalten, die durch einen rechtzeiti-
gen Arztbesuch womöglich vermeidbar 
gewesen wären. 

Die Aufstockung der Mittel für die haus-
ärztliche Versorgung sei daher eine wich-
tige Aufgabe, die die neue Regierung an-
gehen müsse. Nicht nur, um eine bessere 
und ef� zientere Versorgung zu gewähr-
leisten, sondern auch, um das Vertrauen 
in den NHS als Ganzes wiederherzustel-
len, sagen die Verfasser der Studie. Das 
„Ärzteblatt“ nennt die Zahl von 7,2 Millio-

nen Patienten, die derzeit auf eine Ope-
ration oder auf eine Behandlung durch 
einen Facharzt des NHS warten würden. 
Unter der neuen Labour-Regierung sollen 
die Missstände nun sukzessive angegan-
gen werden. Das Gesundheitssystem war 
eines der zentralen Wahlkampfthemen in 
Großbritannien. Allerdings gibt es bis dato
weder konkrete Pläne noch Umsetzungs-
strategien. Der neue britische Gesund-
heitsminister Wes Streeting hat sein Wahl-
versprechen immerhin gleich wahrge-
macht und das Gespräch mit der British 
Dental Association (BDA) aufgenommen, 
wie „ZM Online“ berichtet. Eines der an-
gestrebten Ziele ist die Neuaushandlung 
des NHS-Zahnarztvertrages.

Fazit: Nach wie vor ist der NHS das Parade-
beispiel dafür, wohin eine Verstaatlichung 
des Gesundheitssystems führt. Die Befür-
worter einer Bürgerversicherung und die 
Verantwortlichen für die Wiedereinfüh-
rung der Budgetierung sollten sich da-
rüber im Klaren sein, dass die Reise in 
Deutschland derzeit ebenfalls in Richtung 
Großbritannien geht.
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Kein Vertrauen mehr in den NHS
Labour-Regierung muss staatliches Gesundheitswesen reformieren

Nach Ansicht vieler Briten verdient ihr staatlicher Gesundheitsdienst die Rote Karte. Die vergangenen 14 Jahre haben 
das Vertrauen in die Zuverlässigkeit und das Leistungsspektrum des National Health Service (NHS) zunichte gemacht. 
Durch den Regierungswechsel Anfang Juli erhofft man sich ein Ende der drastischen Sparpolitik und damit endlich 
wieder stabilere Verhältnisse. 
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